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Wer die Außenpolitik eines Landes verstehen will, muss zuvor ein bisschen über dessen

Geschichte und Selbstverständnis wissen. Leicht erliegt man sonst der Versuchung, von

der vertrauten Geschichte des eigenen Landes und durch die Brille der eigenen Kultur

Schlüsse auf den Charakter von Beziehungen zu ziehen, die anderen Bedürfnissen und

Ideologien unterworfen sind.

Die heutige Türkei war einst Zentrum eines Imperiums, das über rund 600 Jahre zu den

wesentlichen Machtzentren in Europa und dem Nahen Osten zählte. Auch wenn in

Westeuropa allgemein von den „Türken“ gesprochen wurde, gegen die man über

Jahrhunderte hinweg Krieg führte, so hat das Osmanische Reich nur wenig mit „natio-

nal“ orientierten Reichen westeuropäischer Prägung zu tun. Es war darum auch kein

„türkisches Imperium“, sondern eben das der osmanischen Sultane.
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Das Aufkommen nationalstaatlicher

Ideen gilt als einer der wichtigsten

Faktoren für den Untergang des Osma-

nischen Reiches, dessen Leitideologie der

Islam war. Ob man die Beziehung zwi-

schen der islamischen Obrigkeit und den

nichtislamischen Völkern als „Toleranz“

charakterisieren möchte, ist eine Diskus-

sion für sich. Doch es ist offensichtlich,

dass die Osmanen keine Assimilations-

versuche unternahmen.

Die unterworfenen Völker gehörten entweder der Umma an oder erhielten den Status

eines „Millet“, was ihnen die Freiheit gab, ihre Religion auszuüben, ihre Sprache zu

sprechen sowie ihr eigenes Zivilrecht anzuwenden. 

Seit dem 19. Jahrhundert finden sich drei wesentliche Ideen, die für die Prägung der

türkischen Außenpolitik von Bedeutung sind:

Die Gemeinschaft der Muslime – Panislamismus

Im 19. Jahrhundert, insbesondere unter dem Sultan Abdul Hamid wurde versucht, eine

Solidarität der Muslime den Zerfallstendenzen des Reiches entgegenzusetzen. Im Ersten

Weltkrieg wurde der Dschihad (heilige Krieg) ausgerufen. Auch heute noch – und ins-

besondere seit der zunehmenden Islamfeindschaft in westlichen Staaten – erfreuen sich

panislamistische Gedanken beträchtlicher Popularität (vgl. Milliyet Studie).

Die Gemeinschaft der Türken – Panturkismus

Die Wurzeln des türkischen Nationalismus reichen bis ins 19. Jahrhundert zurück und

werden oft als Reaktion auf die Nationalbewegungen der nach Unabhängigkeit 

strebenden osmanischen Völker charakterisiert. Die Gemeinschaft der Turk-Völker ist

Ausgangspunkt einer Idee, die eine Geographie von China bis in den Balkan umfasst.

Westorientierung und Kemalismus

Bereits im 18. Jahrhundert setzten Reformbewegungen ein, die sich an westeuropäi-

schen Vorbildern orientierten. Neben Reformen auf militärischem Gebiet begann be-

reits im 19. Jahrhundert die Übernahme westlichen Rechts, das zunehmend das osma-

nische ablöste. Nach dem Befreiungskrieg unter Mustafa Kemal Atatürk und der

Gründung der Türkischen Republik 1923 beschleunigte sich das Reformtempo, wobei

sich die Zielrichtung des Prozesses mit einem Satz Atatürks umreißen lässt: „Es gibt nur

eine Zivilisation – die westliche“. Die kemalistische Außenpolitik ist pragmatisch

geprägt und setzt auf friedliche Koexistenz mit allen Nachbarn. Sie trägt zugleich die

Tendenz zur Neutralität, d.h. das Bemühen, zu allen großen Mächten gute (und nütz-

liche) Beziehungen zu unterhalten. Auf der Grundlage dieser Politik beispielsweise ist

die Türkei nicht aktiv in den Zweiten Weltkrieg eingetreten.
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In der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts stellt der Korea-Krieg einen Einschnitt dar –

die Entsendung türkischer Truppen auf der Grundlage des UN-Mandats führte 1952 zur

Einbindung in die NATO. Die Integration in den westlichen Block ist eine Leitlinie türki-

scher Außenpolitik, doch zugleich auch durch Krisen in den Beziehungen zu den USA

und Europa immer wieder durch bedeutende politische Bewegungen in Frage gestellt

worden. Ein verwurzeltes Misstrauen der türkischen Öffentlichkeit gegenüber dem

Westen, gibt trotz dessen Vorbildfunktion und den jahrhunderte langen Beziehungen

immer wieder neuen Auftrieb.

Ein Überblick über die türkische Außenpolitik bliebe unvollständig, beschränkte er sich

nur auf die Nachbarstaaten. Zu den vorrangigen Interessen der Türkei gehört zur Zeit

der EU-Beitritt. Eines der wesentlichen Argumente, die für diesen Beitritt ins Feld

geführt werden, ist die Einbeziehung eines islamischen Landes sowie das politische

Potenzial der Türkei in einer der beständigsten Krisenregionen der Welt. In diesem

Sinne hat die Türkei auch einiges geleistet – ihr Beitrag zur Befriedung des Balkans

sowie die Kommandoführung in Afghanistan haben dem Land internationale

Anerkennung eingetragen.

Gleichwohl decken sich nicht alle außenpolitischen Prioritäten der Türkei mit westlicher

Politik: mit Blick auf die Nationalbewegung der Kurden genießt die Verhinderung der

Herausbildung eines unabhängigen kurdischen Staates im Nord-Irak für die Türkei

große Priorität, die sie zu einer direkten Zusammenarbeit mit dem Iran und Syrien ver-

anlasst. Zugleich hat die Türkei kein Interesse an einer Verschärfung der Konfrontation

zwischen dem Iran und den westlichen Staaten, würden dadurch doch auch türkische

Wirtschafts- und Sicherheitsinteressen Schaden nehmen. Als islamisch geprägte

Gesellschaft gilt die Türkei in den Augen vieler westlicher Politiker als Hoffnungsträger,

dass das Land Modell für eine Demokratisierung des „erweiterten Nahen Ostens“ wer-

den könne. Die Türkei tut zwar alles, um einen Dialog zwischen islamischen und west-

lichen Gesellschaften zu fördern, verwahrt sich jedoch gegen die Zuschreibung eines

„Modellcharakters“ und gegen die Charakterisierung eines „gemäßigt islamischen

Staates“.

Das außenpolitische Profil der AK Partei1

Nach Einschätzung der EU-Kommission (Oktober 2004) konzentriert sich die türkische

Außenpolitik wesentlich auf die Beziehungen zu ihren Nachbarstaaten. Seit Antritt der

AKP-Regierungen im Dezember 2002 und April 2003 ist jedoch erkennbar, dass sich

sowohl die Intensität als auch die Thematik der türkischen Außenpolitik im Wandel

befinden. Die Türkei positioniert sich stärker als zuvor als Vermittlerin zwischen dem

Westen und islamischen Ländern.

Zu den bemerkenswertesten Veränderungen in der türkischen Außenpolitik seit 2003

gehört eine flexiblere Haltung in der Zypern-Politik. Hier hatte die Erdogan-Regierung

sich nachdrücklich für den Annan-Plan eingesetzt und damit auch zum positiven
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Ausgang des Referendums im April 2004 auf der Insel beigetragen. Als ein wichtiger

Faktor für die Beziehungen zu den westlichen Staaten hat es die Regierung außerdem

verstanden, sich als Brückenkopf für einen Dialog mit dem Islam zu positionieren.

Ein weiterer Faktor für die Zunahme der außenpolitischen Aktivitäten der AKP-

Regierung stellen außerdem wirtschaftliche Beziehungen dar. Das seit 2001 laufende

Wirtschaftsprogramm setzt auf ein wesentlich durch den Außenhandel getragenes

Wirtschaftswachstum. Zugleich hat sich Erdogan insbesondere im Jahr 2005 verstärkt

für Investitionen aus den Golf-Staaten eingesetzt – eine Entwicklung, die insbesondere

in den USA mit Besorgnis wahrgenommen wurde.2

Die Türkei befindet sich in mancherlei Hinsicht in einem außenpolitischen Niemands-

land – sie liegt am Rande Europas, verfügt über eine islamisch geprägte Gesellschaft

und gleichzeitig über eine starke Westorientierung – sie diskutiert immer wieder über

eine stärkere Orientierung nach Russland und Mittelasien und sucht zugleich beständig

den Ausgleich mit der amerikanischen Außenpolitik. Kemal Köprülü (2005) weist dar-

auf hin, dass das Bemühen der AK Partei, einen Ausgleich zwischen diesen verschiede-

nen Interessen zu suchen, nicht zuletzt bei ihren Verbündeten zu dem Eindruck von

Undurchschaubarkeit und Unzuverlässigkeit führe.3

AK Partei und Regierung versuche andererseits die Lage im Niemandsland auch zur

Stärkung der außenpolitischen Position der Türkei zu nutzen, indem sie die Erwartung

des Westens, die Türkei möge einen Beitrag zur Verbesserung der Beziehungen zwi-

schen Westen und islamischen Gesellschaften leisten, aufgreifen. So beispielsweise im

Januar 2006, als nach dem Sieg der Hamas bei den palästinensischen Wahlen sich die

Befürchtung ausbreitete, der Friedensprozess zwischen Israel und den Palästinensern

könne ins Stocken geraten. Hier bemühte sich Ministerpräsident Erdogan während sei-

ner Teilnahme am Weltwirtschaftsforum in Davos, zum einen die Vorbehalte gegen die

Hamas zu beschwichtigen und bot andererseits an, die Türkei könne eine

Vermittlungsfunktion übernehmen. Ein anderes Beispiel ist die Karikatur-Krise4, bei der

sich die Türkei intensiv um ein Zusammenkommen von Islam Konferenz und EU-Troika

bemüht.

Die Berufung von Prof. Ekmeleddin Ihsanoglu zum Generalsekretär der Organisation

der islamischen Konferenz (2004) sowie von Kemal Dervis als Direktor des Entwick-

lungsprogramms der Vereinten Nationen (2005) können als weitere Bodengewinne in

der türkischen Außenpolitik bewertet werden.

In die Zeit der Erdogan-Regierung fällt außerdem die Intensivierung der Beziehungen

zu Syrien, während aufgrund der harschen Kritik Erdogans am israelischen Vorgehen in

Palästina die Beziehungen zu Israel einige Spannungen verzeichneten. 
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Die türkisch-iranischen Beziehungen
Angesichts der Krise in den Gesprächen der EU mit dem Iran über die Fortsetzung des

Atomprogramms des Landes brachten im Dezember deutsche Medien die Meldung,

dass die USA einen Militärschlag gegen den Iran von türkischem Territorium planten.

Auch wenn die Meldung sowohl aus der Türkei als auch den USA dementiert wurde,

setzen die westlichen Staaten darauf, den Iran zur Aufgabe all jener Teile seines

Atomprogramms zu bewegen, die waffentechnisch genutzt werden könnten.5 Für alle

nichtmilitärischen Optionen kommt es nicht nur auf die Haltung des Weltsicherheits-

rates, sondern insbesondere auch der beiden Nachbarländer Türkei und Pakistan an.

Die Besuche hochrangiger Sicherheitsbeamter und Diplomaten der USA sowie von US-

Außenministerin Rice unterstreichen diese Erwartungen. Andererseits unterstreicht die

türkische Regierung, dass sie für eine diplomatische Lösung des Konflikts ist, wobei

offenkundig ist, dass sie kein Interesse an neuen Spannungen in der Region hat.

Vorgeschichte

Über Jahrhunderte setzte Persien den Plänen einer weiteren Erweiterung des

Osmanischen Reiches nach Osten Grenzen. Doch erlitten beide Mächte im 19. Jahr-

hundert starke Einbußen, die sie in immer größere Abhängigkeit zu den europäischen

Mächten brachten. Seit dem Abkommen vom 14. März 1937 bestehen jedoch keine

Grenzprobleme mehr.6 Bis zur iranischen Revolution waren die Türkei und der Iran 

zwei rivalisierende Regionalmächte mit Westorientierung.

Zentrale politische Themen

Terrorismus in der Türkei speist sich aus drei Quellen: dem kurdischen

Separatismus/PKK, islamistischen Aktionen sowie verschiedenen Formen linker

Guerilla-Gruppen. Über lange Zeit warf die Türkei dem Iran vor, die Aktivitäten der PKK

zu begünstigen. In den Jahren 2004 und 2005 häufen sich jedoch Berichte in türki-

schen Medien, in denen von einem Vorgehen des Irans gegen die PKK berichtet wird.

Andere Vorwürfe beziehen sich auf die Unterstützung islamistischer Terrorgruppen

durch den Iran, wie er zuletzt im Dezember 2005 vom 11. Großen Strafgericht Ankara

im sog. Umut-Verfahren7 erhoben wurde. Zugleich besteht eine starke Systemrivalität

zwischen beiden Staaten – der Türkei als einer laizistischen und dem Iran als einer isla-

mischen Republik.

Während die Türkei nach der Besetzung des Iraks eine Nachbarschaftsinitiative zur

Erhaltung der territorialen Integrität des Landes startete und dabei den Iran und Syrien

einbezog, wird eine wirksame politische Kooperation zwischen der Türkei und dem Iran

in dieser Frage skeptisch bewertet.8

Andererseits zeigt der Türkei-Besuch des neuen iranischen Außenministers Mottaki

Ende November 2005, dass dem Iran an einer Intensivierung seiner Beziehungen zur

Türkei gelegen ist. Bei der Berichterstattung wurde betont, dass „ein neuer Anfang“
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versucht werden solle. Von türkischer Seite wird dabei insbesondere auf eine Vertiefung

der Wirtschaftsbeziehungen gesetzt, wobei hier einige Probleme zu lösen sind.

Wirtschaftliche Verflechtungen

Von Januar bis November 2005 exportierte die Türkei Waren in den Iran mit einem

Wert von 820 Mio. Dollar, was einem Anteil von 1,2% des Exportaufkommens ent-

spricht. Die Importe lagen im selben Zeitraum bei 3.174.991 Dollar.

Als 1996 von der Regierung Erbakan das Erdgasabkommen mit dem Iran unterzeich-

net wurde, bewerteten Teile der türkischen Öffentlichkeit dies als einen Ausdruck einer

islamistischen Außenpolitik der von RP und DYP getragenen Regierung. Angesichts der

Diskussionen über die hohe Abhängigkeit der Türkei von russischem Erdgas, wie sie im

Zusammenhang des Konflikts zwischen Russland und der Ukraine über die

Preisfestsetzung im Dezember 2005 auftraten, ist vor dem Hintergrund einer zuneh-

menden Gaslastigkeit der türkischen Energieversorgung der Iran zweitwichtigster

Lieferant geworden. Nach Angaben der staatlichen Gas- und Ölgesellschaft BOTAS ent-

fielen im Jahr 2005 von 24.061 Mio. cm3 Erdgasimporten 3.805 cm3 auf den Iran.9

Der Konflikt um die Betreiberlizenz des türkisch-österreichischen Konsortiums Tepe-

Akfen-Vie für den neuen internationalen Flughafen Teheran und eine geplante Inves-

tition des türkischen Mobiltelefonbetreibers Turkcell im Iran verweisen auf Potenziale

und Schwierigkeiten der gegenseitigen Wirtschaftsbeziehungen. Bei seinem Türkei-

Besuch rief der iranische Außenminister Mottaki türkische Unternehmer auf, Joint-

Ventures mit iranischen Partnern einzugehen.

Die türkisch-syrischen Beziehungen
Die Beziehungen zwischen der Türkei und Syrien können über lange Zeiträume als fro-

stig bezeichnet werden. Konflikte aufgrund der Provinz Hatay, die 1939 während des

französischen Mandats über Syrien an die Türkei abgetreten wurde und Streitigkeiten

über die Wassernutzung der grenzüberschreitenden Flüsse, haben die Beziehungen

beider Länder über lange Zeit belastet. Seit dem Amtsantritt von Beshar Assad haben

die Beziehungen jedoch stark an Intensität zugenommen, während sich zugleich auch

die wirtschaftlichen Kooperationen intensivieren (u. a. sind Handelszentren im Grenz-

gebiet beider Staaten geplant). Das türkische Außenministerium hebt hervor, dass sich

nach dem Abkommen von Adana vom 20. Oktober 1998 (Öcalan-Krise) die Bezieh-

ungen beider Länder schnell normalisierten. Insbesondere durch den Besuch von

Staatspräsident Sezer in Syrien im Jahr 2000 und dem Gegenbesuch von Staatsprä-

sident Assad im Januar 2004 sind neue Kooperationen  vor allem auf wirtschaftlichem

Gebiet entstanden.

Andererseits hat sich der Druck der USA auf Syrien insbesondere nach den Attentaten

im Libanon (Hariri) im vergangenen Jahr verstärkt. Die USA werfen Syrien die Unter-
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stützung bzw. Duldung von terroristischen Organisationen (Israel und Irak) vor und

erwarten von der Türkei, dass sie sich am internationalen Druck auf Syrien beteiligt.10

Vorgeschichte

Über Jahrhunderte Teil des Osmanischen Reiches setzte der Aufstand in Syrien einen

Schlusspunkt unter die Beteiligung des Reichs am Ersten Weltkrieg. Die 1939 vollzoge-

ne Abtretung der Provinz Hatay an die Türkei durch die Mandatsmacht Frankreich bela-

stete für den Rest des Jahrhunderts die bilateralen Beziehungen. Während sich Syrien

während der 60-er und 70-er Jahre insbesondere militärisch an die Sowjetunion an-

lehnte, entwickelte die Türkei eine Politik des Ausgleichs mit Israel. Das Ultimatum der

Türkei im Jahr 1998, den Führer der PKK Abdullah Öcalan auszuweisen, führte beide

Länder an den Rand einer militärischen Konfrontation. Konflikte gibt es außerdem

angesichts der (GAP-)Staudammprojekte in Südost-Anatolien sowie Wasserver-

schmutzung. Seit 2000 unterstützt die Türkei jedoch die Reformpolitik Assads und setzt

auf die Vertiefung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit. Die Entspannung in den

Beziehungen eröffnete auch eine Öffnung der Grenze für gegenseitige Familien-

besuche zu (religiösen) Festtagen.

Zentrale politische Themen

Der wichtigste Fluss Syriens wird durch das GAP-Projekt11 nachhaltig beeinflusst.

Schätzungen gehen davon aus, dass die Wassermenge des Euphrat nach Abschluss der

türkischen Staudammprojekte um 66% abnehmen wird. Zugleich wird befürchtet, dass

aufgrund der intensiveren landwirtschaftlichen Wassernutzung in der Türkei der

Verschmutzungsgrad steigen wird.12

Die Auseinandersetzungen über die syrische Unterstützung von Terrororganisationen

sind zwischen der Türkei und Syrien ausgeräumt. Insbesondere die schnelle Aus-

lieferung gesuchter Personen nach den Selbstmordanschlägen in Istanbul im November

2003 wurde in der Türkei mit Genugtuung zur Kenntnis genommen. Im Hinblick auf

den Konflikt über die UN-Untersuchungsmission zum Hariri-Attentat im Libanon hat

die Türkei versucht, eine vermittelnde Position einzunehmen. Es wird berichtet, die

Türkei habe angeboten, das Verhör führender syrischer Beamter und Politiker in der

Türkei durchzuführen.

Wirtschaftliche Verflechtungen

Die türkischen Exporte nach Syrien erreichten von Januar bis November ein Volumen

von rund einer halben Milliarde Dollar. Das Importvolumen im selben Zeitraum belief

sich auf 247,18 Mio. Dollar. Anlässlich des Türkei-Besuches von Assad im Jahr 2004

wurde ein Doppelbesteuerungsabkommen unterzeichnet. Zwischen dem Türkischen

Verband der Kammern und Börsen (TOBB) und Syrien wurde eine Kooperation beim

Aufbau der syrischen Börsen vereinbart.
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Die Beziehungen zum Irak
Die Beziehungen zum Irak unter Saddam Hussein können als distanziert charakterisiert

werden. Nach dem ersten Golfkrieg führte die Türkei mehrfach grenzüberschreitende

Militäraktionen gegen die PKK auf irakischem Territorium durch und verfügte über eine

ständige Militärpräsenz im Nord-Irak. Vor dem zweiten Golfkrieg gehörte es zu den

Zielen der türkischen Außenpolitik, eine Kooperation zwischen Barzani und Talabani

herbeizuführen. In diesem Zusammenhang leistete die Türkei auch einen Beitrag zum

Aufbau der Infrastruktur im Nord-Irak. Die Verweigerung der Stationierung amerikani-

scher Truppen zum Angriff auf den Irak durch den Parlamentsbeschluss vom 1. März

2003 muss zum einen im Zusammenhang mit einer starken Friedensbewegung in der

Türkei, zum anderen aber auch vor dem Hintergrund einer großen Skepsis des türki-

schen Militärs hinsichtlich Zielen und Erfolgsaussichten des Unternehmens gesehen

werden. Ein späteres Angebot der Türkei, sich mit Truppen zu beteiligen, wurde von

der provisorischen irakischen Regierung abgelehnt. 

Die Verhinderung eines selbständigen kurdischen Staates im Nord-Irak gehört zwar

noch zu den Prioritäten türkischer Außenpolitik, gleichwohl mehren sich Kommentare

in der Türkei13, dass man sich weitgehend mit veränderten Verhältnissen abgefunden

habe. Ein empfindlicher Punkt aus türkischer Sicht ist jedoch der Status der Stadt

Kerkut sowie die Lage der Turkmenen im Irak. Betrachtet man die Entwicklung des

Außenhandels, gehört die Türkei zu den wichtigsten Nutznießern nach der Besetzung

des Iraks. Langfristig werden die Entwicklungsmöglichkeiten der türkischen Südost-

Provinzen stark von der Entwicklung im Irak abhängen.

Vorgeschichte

Ein zentraler Konflikt der Region ist die Nationalbewegung für ein unabhängiges

Kurdistan14, die über Jahrzehnte nicht nur in der Türkei sondern auch im Iran, Irak und

Syrien – nicht zuletzt auch als politisches Instrument anderer Mächte – zu „Kriegen auf

niedrigem Niveau“ geführt habt. In der Türkei hat es seit der Republikgründung ver-

schiedene Aufstände von Kurden gegeben – am nachhaltigsten wirken die Terroran-

schläge der PKK seit 1984.

Hatte die Türkei nach dem ersten Golfkrieg durch das UN-Embargo eine der schwer-

sten Kriegslasten zu tragen, die noch durch das Machtvakuum im Nord-Irak, das der

PKK einen idealen Rückzugsraum schuf, verstärkt wurde, so ist sie seit der Besetzung

des Landes einer der größten Profiteure in wirtschaftlicher Hinsicht. Angesichts der

engen Beziehungen zwischen den USA und den nordirakischen Kurden hat jedoch der

türkische Einfluss im Nord-Irak stark nachgelassen.

Vor dem Hintergrund der in der Türkei nach wie vor weit verbreiteten „Sevre-Psycho-

logie“15 werden nicht nur die Besetzung des Iraks und mittelfristig die Gefahr eines

Zerfall des irakischen Staates als Bedrohung wahrgenommen, es ist auch die Befürch-

tung verbreitet, unmittelbarer in den Nahost-Konflikt einbezogen zu werden. Ist Israel
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zwar auf der einen Seite ein Bündnispartner, so haben wiederholte Meldungen über

israelische Aktivitäten im Nord-Irak sowie die Perspektive einer alternativen Öl-Pipeline

vom Irak nach Israel das Bedrohungsgefühl in der türkischen Bevölkerung weiter ver-

stärkt. Die von der Türkei initiierte „Nachbarschaftsinitiative“ mit Syrien und dem Iran

hat sich demgegenüber als ein ausgesprochen schwaches Instrument erwiesen – Aus-

sicht auf politische Wirksamkeit hätte diese Allianz wohl nur haben können, wenn sie

zugleich zu einem spürbaren Rückgang des irakischen Widerstands gegen die Besat-

zung geführt hätte.

Zentrale politische Themen

Im Grunde lassen sich die politischen Themen zwischen beiden Ländern aus türkischer

Sicht unter drei Stichworten zusammenfassen: Kurden-Politik, Kräfteverhältnisse in der

Region sowie Wirtschaftsbeziehungen. Seit dem 1. Irak-Krieg genießt die Kurden-Poli-

tik für die Türkei Priorität. Es ist erklärtes Ziel Ankaras, die Herausbildung eines unab-

hängigen Staates im Norden Iraks zu verhindern. Hatte die Türkei bereits zu Beginn der

90-er Jahre mehrfach grenzüberschreitende Militäraktionen gegen die PKK unternom-

men, so unterhält sie seit dem 1. Irak-Krieg eine Militärmission im Norden des Irak, die

auch über weit reichende Verbindungen zu kurdischen Gruppen verfügt. Auf der ande-

ren Seite hat die Schwäche des irakischen Staates dazu geführt, dass die PKK nach wie

vor irakisches Territorium als Rückzugsbasis nutzen kann.

Hatte die Türkei noch 2003 erklärt, eine Unabhängigkeitserklärung Kurdistans vom Irak

könne als Grund für eine militärische Intervention gelten, so deuten inzwischen eine

Reihe von Anzeichen darauf, dass Ankara zwar nach wie vor alles daran setzen wird,

eine solche Entwicklung zu verhindern oder mindestens zu verlangsamen, die türkische

Außenpolitik sich jedoch auch auf diese Entwicklung einstellt (vgl. Yetkin, 2005). In die-

sem Zusammenhang muss auch die türkische Forderung hinsichtlich des Kerkut-

Referendums gesehen werden. Die Türkei favorisiert eine direkte Unterstellung der

Stadt und der Region unter die irakische Zentralregierung, um zu verhindern, dass die

nordirakischen Ölvorkommen unter die Kontrolle der Kurden geraten.

Nach der Besetzung hatte sich die Türkei auch dafür eingesetzt, der turkmeni-

schen Minderheit im Irak besondere verfassungsmäßige Rechte zukommen zu lassen.

Bei den Parlamentswahlen konnte sich jedoch nur ein turkmenischer Kandidat durch-

setzen.

Während sich die wirtschaftlichen Beziehungen zum Irak seit der Besetzung stark inten-

siviert haben, scheidet der Irak auch auf absehbare Zeit als Rivale im regionalen

Kräfteverhältnis weitgehend aus.

Wirtschaftliche Verflechtungen

Die türkischen Exporte in den Irak lagen von Januar bis November 2005 bei 2,425 Mrd.

Dollar, was einem Anteil von 3,7% des türkischen Gesamtexportes entspricht. Im
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Vorjahreszeitraum hatte das Volumen noch bei 1,621 Mrd. Dollar und einem Anteil von

2,9% gelegen. Da der Irak nicht zu den 50 wichtigsten Importherkunftsländern gehört,

liegen zum Importvolumen keine Daten vor.

Die Türkei im israelisch-palästinensischen Konflikt
Ohne Zweifel gehen vom israelisch-palästinensischen Konflikt seit mehr als dreißig

Jahren Impulse aus, die nachhaltigen Einfluss auf andere Spannungen des Nahen

Ostens haben. Die Türkei hat sich dabei nie auf die Seite der muslimischen Opposition

gegen Israel gestellt. In den 1990-er Jahren bildete sich demgegenüber eine Allianz

zwischen den USA, Israel und der Türkei heraus, die als ein neues „Machtdreieck“ in

der Region bewertet wurde.16 Andererseits unterhält die Türkei auch Kontakte zu palä-

stinensischen Organisationen, was eine Initiative wie die Wiederbelebung des

Industriegebietes Erez ermöglichte, die als trilaterales Projekt zwischen der Türkei, der

palästinensischen Autonomieverwaltung und Israel zum Jahresanfang 2006 unter-

zeichnet wurde.17

Hat die Bedeutung Syriens als gemeinsamer Gegner in den vergangenen Jahren nach-

gelassen, so erhofft sich die Türkei nach wie vor viel von jüdischer Lobby-Aktivität in

den USA sowie israelischer Unterstützung im Hinblick auf den EU-Beitrittsprozess.

Vorgeschichte

Es gibt eine Reihe recht unterschiedlicher Deutungen der Beziehungen von Israel und

der Türkei. Manche gehen von kulturellen Ähnlichkeiten aus, andere stellen sie in den

Zusammenhang einer gemeinsamen Gegnerschaft mit Syrien und wieder andere sehen

in ihnen ein Machtkartell, das Teil der amerikanischen Außenpolitik ist. Zumindest seit

Beginn der 1990-er Jahre sind die Beziehungen zwischen den drei Ländern so wichtig

geworden, dass keines der Länder eine längerfristige Verschlechterung der Bezieh-

ungen hinnimmt.18

Hatte der Aufschwung der türkisch-israelischen Beziehungen in der zweiten Hälfte der

1990-er Jahre für beträchtliches Aufsehen gesorgt19, haben kritische Äußerungen von

Ministerpräsident Tayyip Erdogan im Juni 2004 zu einer starken Abkühlung der Bezieh-

ungen geführt.20 Nach dem Israel-Besuch Erdogans im Mai 2005 haben sich die Bezieh-

ungen wieder entspannt, haben jedoch bisher nicht wieder die Intensität erreicht, die

sie einige Jahre zuvor hatten.

Zentrale politische Themen

Mit der Entscheidung, 1.000 Kampfpanzer in Israel modernisieren zu lassen, ist Israel

nach den USA ein wichtiger Partner für das türkische Rüstungsprogramm geworden.21

Weitere Modernisierungsprogramme sind zudem für Kampfflugzeuge durchgeführt

worden. War für die Türkei die Entscheidung für eine Modernisierung statt der

Anschaffung neuer Waffen vor allem diktiert durch die in Folge mehrerer Wirtschafts-
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krisen geleerten Kassen, so kann die politische Dimension von Rüstungsaufträgen sol-

cher Größenordnung nicht übersehen werden.

Auf der anderen Seite haben sich im Januar 2006 die Vorbereitungen für die Verlänge-

rung der „Blue Stream“ Pipeline von Russland durch das Schwarze Meer nach Ankara

bis zur Mittelmeerküste, mit dem Ziel, russische Gaslieferungen an Israel aufzunehmen,

konkretisiert. Meldungen über einen Einspruch des russischen Präsidenten Putin gegen

das Geschäft Anfang Februar zeigen jedoch, dass sein Zustandekommen bisher nicht

gesichert ist.

Auf der anderen Seite haben in der Türkei seit der Besetzung des Iraks immer wieder

Meldungen für Unruhe gesorgt, die von israelischen Ausbildern für kurdische Milizen

berichten. Offiziell sind solche Meldungen von Israel immer dementiert worden.

Andererseits wird davon ausgegangen, dass in der israelischen Öffentlichkeit das

Projekt eines kurdischen Staates mit Sympathie verfolgt wird.

Die Erdogan-Regierung hat außerdem deutlicher als ihre Vorgänger auf die Einhaltung

des Nahost-Friedensplans gedrängt und das Vorgehen israelischer Sicherheitskräfte

gegen Flüchtlingslage sowie Anschläge gegen palästinensische Milizfunktionäre wie-

derholt verurteilt. Umgekehrt hat der israelische Generalkonsul für Istanbul im Januar

erklärt, dass man natürlich die Souveränität der Türkei achte, die Intensität der türki-

schen Beziehungen zum Iran und Syrien jedoch nicht ohne Folgen für die israelisch-tür-

kischen Beziehungen bleiben könnten.

Wirtschaftliche Verflechtungen

Am 4. Januar 2006 unterzeichnete Außenminister Abdullah Gül in Ramallah das tür-

kisch-israelisch-palästinensische Kooperationsabkommen über die Wiederbelebung der

Industriezone Erez. Die Vorbereitungen des Gemeinschaftsprojektes hatten bei einem

Treffen von Geschäftsleuten aller drei Länder im April 2005 in der Türkei begonnen. Die

Schwierigkeiten, aber auch Potenziale des Projekts zeigen sich nicht zuletzt in der

Unterzeichnungszeremonie, die zunächst in Ramallah und einen Tag später in Jerusa-

lem vollzogen wurde. Mit der Verwirklichung des Projekts würden Zehntausende

Arbeitsplätze für Palästinenser entstehen. Die Aussicht auf eine bessere wirtschaftliche

Zukunft gilt als ein wichtiger Faktor, der zu einem geeigneten Klima für eine friedliche

Konfliktlösung beiträgt.

Die Türkei als Energie-Drehscheibe
In den vergangenen Jahren hat die Türkei auch im Hinblick auf die Erschließung der

mittelasiatischen Öl- und Gastvorkommen für den Weltmarkt von sich Reden gemacht.

Hintergrund sind verschiedene Pipeline-Projekte, die zum Teil jüngst fertig gestellt wur-

den (Baku – Tiflis – Ceyhan sowie die Schwarzmeer-Gaspipeline ‚Blaue Strömung’) oder

sich im Planungsstadium befinden (Weiterführung der türkischen Pipelines auf den

Balkan, Verlängerung der ‚Blauen Strömung’ bis ans Mittelmeer).

 



Ein Überblick über das türkische Pipeline-Netz (Quelle: staatlicher Energieversorger BOTAS)

Zur gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik der EU
Der EU-Forschrittsbericht 2005 zur Türkei22 bescheinigt, dass diese weiterhin überwie-

gend eine Politik durchführe, die dem Rahmen der Europäischen Außen- und

Sicherheitspolitik23 folge. Ihre Haltung zum Barcelona Prozess24, einer Kooperation der

EU mit dem Mittelmeerländern, sowie zur EU-Nachbarschaftspolitik wird grundsätzlich

als konstruktiv bewertet, auch wenn darauf hingewiesen wird, dass die Grenze zu

Armenien nach wie vor geschlossen ist sowie die Konflikte mit Griechenland und

Zypern nicht ausgeräumt sind. 
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In ihrem Bericht über „Fragen, die sich aus einem möglichen EU-Beitritt der Türkei erge-

ben“ vom Oktober 2004 weist die EU-Kommission25 ebenfalls auf die weitgehende

Übereinstimmung der türkischen Außenpolitik mit der der EU hin. Während die

Erweiterung die EU in direkte Nachbarschaft zu einigen offenen Konfliktherden wie

dem Kaukasus, den Irak, den Iran und den Nahost-Konflikt brächte, wird zugleich auch

auf die Perspektive hingewiesen, dass die EU durch eine türkische Mitgliedschaft grö-

ßere Spielräume zur Entwicklung einer stabilisierenden Rolle in diesen Konflikten ent-

wickeln könnte.

Aktuelle Probleme zwischen der Türkei und der EU im Hinblick auf die Nahost-Länder

und den Kaukasus gibt es zurzeit nicht. Jedoch sind Diskussionen in der Türkei über

eine mögliche militärische Intervention im Falle einer Unabhängigkeitserklärung des

kurdischen Nord-Iraks von den EU-Staaten scharf zurückgewiesen worden.

Meinungsverschiedenheiten gibt es außerdem zwischen der Türkei und der EU über die

Aufnahme der Republik Zypern in internationale Organisationen, in denen die Türkei

bereits Mitglied ist. Bisher hat die Türkei dies durch Veto verhindert.

Im vergangenen Jahr fand zum 10-jährigen Bestehen des Barcelona-Prozesses ein

Jubiläumsgipfel statt. Zwei Einzelheiten dieses Kongresses werfen ein Schlaglicht auf

das Projekt und zeigen zugleich Grenzen und Bedeutung der türkischen Rolle für die

EU auf. Zum einen zeigte sich, dass eine Reihe der geladenen Staatschefs an der als

Gipfeltreffen geplanten Konferenz aufgrund anderer Termine nicht teilnahmen. Zum

anderen gelang es nur unter größter Mühe eine gemeinsame Deklaration zum gemein-

samen Eintreten gegen Terrorismus zu formulieren, wobei deutlich die unterschiedli-

chen Positionen von EU-Mitgliedern und nordafrikanischen Staaten zutage traten.

Wertet man den Ausgang der Konferenz unter EU-Gesichtspunkten, so zeigt sich, dass

es in zehn Jahren nicht gelungen ist, eine Position zu entwickeln, die innerhalb Europas

tragfähig wäre und zugleich eine politische Perspektive umfasste, die es den Nichtmit-

gliedern erlaubte, sich ihr anzuschließen. Dies wiederum setzt einer Brückenfunktion

der Türkei – wie sich auch in der bereits erwähnten Karikaturen-Krise zeigt – enge

Grenzen, denn im Grunde mangelt es nicht an Plattformen, auf denen diskutiert wer-

den könnte oder Kenntnissen über die gegenseitigen Positionen, sondern an

Bemühungen, Positionen zu finden, die festgefahrenen Positionen in Bewegung zu

bringen.

Während die Türkei einerseits eine Erfolgsstory der EU im Hinblick auf die Wirksamkeit

dialogischen Vorgehens zur Initiierung demokratischer Reformen darstellt, hat die EU-

Beitrittsperspektive auch den Diskussionsprozess über die weitere Entwicklung der EU-

Nachbarschaftspolitik26 vertieft. Gegner einer türkischen EU-Mitgliedschaft haben ver-

schiedene Modelle vorgelegt, die die Formel einer „privilegierten Partnerschaft“ mit

Leben erfüllen und eine über den bereits erreichten Stand hinausgehende Integration

des Landes in die EU ermöglichen sollen. Diese Modelle sollen zugleich auch für ande-
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re Länder – beispielsweise die Ukraine – in Betracht gezogen werden. Aufgrund der tür-

kischen Position, die auf eine Vollmitgliedschaft abzielt, sowie die Entscheidung des

Europäischen Rates im Dezember 2004 sind diese Modelle bisher „auf dem Papier“

geblieben.

Die Beziehungen zu den USA
Fragt man Türken nach den Beziehungen ihres Landes zu den USA, so wird man häu-

fig mit der These konfrontiert, dass sich keine Regierung halten könne, wenn die USA

grundlegende Einwände erhöbe. Dies mag übertrieben sein, doch war während der

1990-er Jahre die USA der wohl wichtigste außenpolitische Partner der Türkei.

Insbesondere bei den Diskussionen über die EU-Reformen von 1999 bis 2002 gehörte

die Frage, ob eine Orientierung an den USA nicht Vorrang vor dem EU-Prozess genie-

ßen solle, zu den wichtigen Diskussionspunkten. Mit der Entscheidung zugunsten der

Reformen und der Eröffnung einer Perspektive für die Aufnahme von Beitrittsverhand-

lungen jedoch trat das Thema in den Hintergrund.

Es ist interessant, dass die neue AK Partei-Regierung in den USA im Zusammenhang

mit den Diskussionen über eine Initiative für den „erweiterten Nahen Osten“ zunächst

mit positiven Erwartungen bedacht wurde. Zugleich unterstützen die USA die EU-

Beitrittsperspektive der Türkei nachdrücklich, wohl wissend, dass dadurch ihr Einfluss

auf das Land zurückgehen wird.

Angesichts von Interessenkonflikten im Hinblick auf die Stellung der irakischen Kurden

im Nachkriegsirak haben seit 2003 die Beziehungen beider Länder einige Spannungen

durchlaufen. Andererseits konstatieren türkische Medien, dass seit der Verschärfung

des Konflikts um das Atom-Programm des Iraks die Beziehungen zwischen der Türkei

und den USA auch aus Sicht letzterer wieder an Bedeutung gewönnen.

Einflussreiche amerikanische Nahost-Experten wie insbesondere Michael Rubin

(American Enterprise Institute) sehen jedoch die Entwicklung in der Türkei unter der

Regierung von Tayyip Erdogan skeptisch und warnen vor Entwicklungen die Rechts-

taatlichkeit und Demokratie in Frage stellen könnten.

Vorgeschichte

Besondere Beziehungen der Türkei zu den USA reichen bis auf das Ende des Ersten

Weltkrieges zurück, wo sich türkische Intellektuelle von einer amerikanischen

Intervention Erleichterungen bei den Friedensbedingungen versprachen. Nach Ende des

zweiten Weltkrieges vertieften sich die Beziehungen zwischen der Türkei und den USA,

was sich zunächst in umfangreicher Militärhilfe sowie Programmen zur Mechanisierung

der Landwirtschaft niederschlug. Der Übergang vom Ein- zum Mehrparteien-System

fällt ebenfalls in diese Phase.

Nach Teilnahme der Türkei an der UN-Mission in Korea trat die Türkei der NATO bei.

Während des Kalten Krieges gehörte das Land zu den strategischen Außenposten des
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Bündnisses und genoss insbesondere wegen der Abhörmöglichkeiten einige

Bedeutung.

Einen schweren Rückschlag erlitten die Beziehungen im Jahr 1964 als die Türkei eine

militärische Intervention auf Zypern erwog. US-Präsident Johnson teilte dem türkischen

Präsidenten Ismet Inönü mit, dass amerikanische Waffen für diesen Zweck nicht einzu-

setzen seien und die NATO im Falle einer russischen Intervention nicht eingreifen

werde. In der Türkei führte dieser Brief zu einer stark antiamerikanischen Stimmung

unter linken Kreisen und nationalistischen Kreisen. Einen ihrer Höhepunkte fand diese

Stimmung im Protest gegen den Besuch der 6. US-Flotte in Istanbul im Jahr 1969.

Der Zusammenbruch der Sowjetunion stellte die türkische Außenpolitik vor eine

Neuorientierungsfrage. Doch insbesondere seit den Bombenanschlägen vom 11. Sep-

tember 2001 gewann das Land erneut an Bedeutung für die US-Außenpolitik.27 Doch

zumindest die militärische Komponente der Zusammenarbeit erlitt durch die

Zurückweisung der Stationierungsvollmacht amerikanischer Truppen durch das türki-

sche Parlament am 1. März 2003 einen starken Rückschlag.28

Insbesondere seit der zweiten Jahreshälfte 2005 haben sich die Kontakte auf Beamten-

ebenen verstärkt, für Februar 2006 wird US-Außenministerin Rice in der Türkei erwar-

tet. Der Ankara-Korrespondent der türkischen Tageszeitung „Radikal“ Murat Yetkin29

bewertete die diplomatische Aktivität der letzten Monate als einen neuen „Frühling“

in den Beziehungen beider Länder, der wesentlich auf die Auseinandersetzungen mit

dem Iran zurückzuführen sei.

Zentrale politische Themen

Insbesondere seit die PKK im Sommer 2005 ihre Anschläge in der Türkei wieder aufge-

nommen hat, drängt die Türkei verstärkt auf ein amerikanisches Vorgehen gegen PKK-

Camps im Nord-Irak. Als Antwort haben die USA jedoch darauf hingewiesen, dass sie

zwar die PKK als terroristische Organisation bewerten, zur Zeit jedoch keine militäri-

schen Aktionen beabsichtigten. Vielmehr solle die Türkei ihre politischen Lösungsver-

suche – einschließlich einer Amnestie für PKK-Kämpfer – verstärken.

Auf der anderen Seite setzt sich in den USA die Erkenntnis durch, dass eine Quelle für

den Antiamerikanismus, den Botschafter Edelman im vergangenen Jahr wiederholt

beklagte, auch auf die ausbleibende Intervention gegen die PKK im Nord-Irak zurück-

geht. In diesem Zusammenhang gehen Empfehlungen an die US-Administration in

Richtung auf Schritte unterhalb einer direkten militärischen Kampagne gegen die PKK,

beispielsweise die Auslieferung hoher PKK-Funktionäre, die sich im Nord-Irak aufhalten

und eine transparente Politik hinsichtlich der Kurden im Nord-Irak, um weitere Befürch-

tungen, die USA verfolge Pläne zur Gründung eines kurdischen Staates im Nord-Irak zu

zerstreuen. Soner Capagtay merkt zudem an, dass sich die USA eine distanziertere

Politik gegenüber der regierenden AK Partei zueigen machen sollte. Aussagen, dass die

AK Partei-Regierung ein Beweis für das Funktionieren der türkischen Demokratie sei,
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vernachlässige, dass dies bereits zuvor oft genug bewiesen wurde und schüre Ressen-

timents bei den laizistischen Eliten des Landes.30 Vor seinem Amtsantritt erklärte der

neue US-Botschafter in Ankara, dass es wichtigstes Ziel seiner Mission sei, neue

Missverständnisse zwischen beiden Ländern zu vermeiden und unterstrich, dass die

PKK eine gemeinsame Bedrohung für die Türkei und die USA darstelle.31

Angesichts einer wachsenden Zusammenarbeit des Irans und Syriens haben sich in der

zweiten Hälfte 2005 die USA um eine Verbesserung ihrer Wahrnehmung in der Türkei

bemüht.

Konflikt der Kulturen – die UN-Initiative, die Reform der Islam
Konferenz und das G8-Projekt eines „erweiterten Nahen Ostens“
Die zunächst von den USA aufgebrachte und später von den G8 aufgegriffene Initiative

für den „erweiterten Nahen Osten“ (GMEI) hat zwiespältige Reaktionen ausgelöst.32

Während ihre Gegner einerseits darin eine Neuauflage kolonialer, imperialistischer

Politikmuster sehen, haben andererseits Regierungen der Region immer wieder darauf

hingewiesen, dass Reformimpulse aus den Ländern selbst hervorgehen müssten und

nicht von außen aufoktroyiert werden dürften.

Offen ist dagegen, was wirklich Gegenstand der GMEI ist. 2002 starteten die USA ihre

Middle East Partnership Initiative, die ein klassisches Programm politischer und wirt-

schaftlicher Kooperation mit einem Förderfond darstellt. Die im Juni 2004 beim G8-

Gipfel in Sea Island verabschiedete GMEI33 wiederum stellt vor allem einen politischen

Rahmen dar, ohne näher auf Umsetzungspolitiken einzugehen.

Am 15. Juli 2005 gab UN-Generalsekretär Kofi Annan den Start einer Initiative

„Alliance of Civilizations“ bekannt34, die vom spanischen Ministerpräsidenten José Luis

Rodriguez Zapatero ausging und vom türkischen Ministerpräsidenten Tayyip Erdogan

aufgegriffen wurde. Die Initiative ist dazu gedacht, den Einfluss von Extremisten einzu-

dämmen, indem der gegenseitige Respekt vor religiösen Bekenntnissen und Traditionen

gefördert wird.

Erste Veranstaltungen im Rahmen der Initiative haben bereits stattgefunden. Auch

haben sich angesichts der Eskalation der Karikatur-Krise Erdogan und Zapatero mit

einem offenen Brief, der im International Herald Tribune (6.02.06) veröffentlicht wurde,

in dem sie das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung unterstreichen, jedoch auch

darauf hinweisen, dass jedes Recht mit Verpflichtungen verbunden sei, die in diesem

Fall in der Rücksicht auf die Empflichkeiten anderer bestehen.

Zugleich hat sich in der Organisation der islamischen Konferenz ein Reformklima35

durchgesetzt, dass der Organisation größere internationale Wirksamkeit verleihen soll.

Seit 2004 ist der Türke Prof. Ekmeleddin Ihsanoglu Generalsekretär der Organisation,

die in einen Diskussionsprozess über die Reform von Arbeitsinhalten und –strukturen

eingetreten ist. 
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